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Wasserpolitische Forderungen  
der BDEW-Landesgruppe Norddeutschland  

für die Landtagswahl 2027 in Schleswig-Holstein  
 

Die Wasserwirtschaft in Schleswig-Holstein steht vor komplexen Herausforderungen. Eine sichere, 

nachhaltige und bezahlbare Trinkwasserver- und Abwasserentsorgung kann nur gewährleistet werden, 

wenn politische Rahmenbedingungen konsequent weiterentwickelt werden. Die BDEW-Landesgruppe 

Norddeutschland appelliert daher an die politischen Entscheidungsträger, die genannten 

Handlungsfelder prioritär anzugehen und die notwendigen Rahmenbedingungen für eine 

zukunftsfähige Wasserwirtschaft zu schaffen. 

 

 

Sichere und nachhaltige Trinkwasserver- und Abwasserentsorgung als Kern der Daseinsvorsorge 

Die öffentliche Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung sind unverzichtbare Bestandteile der 

kommunalen Daseinsvorsorge. In Schleswig-Holstein tragen die Wasserversorgungsunternehmen 

Verantwortung für die zuverlässige Versorgung der Bevölkerung mit hochwertigem Trinkwasser, 

während die abwasserbeseitigungspflichtigen Körperschaften eine funktionierende 

Abwasserentsorgung sicherstellen. Angesichts des Klimawandels, mit zunehmenden Trockenperioden, 

Starkregenereignissen und Nutzungskonflikten, ist es erforderlich, die Resilienz der 

wasserwirtschaftlichen Infrastruktur gezielt zu stärken. Die Versorgung der Bevölkerung mit 

Trinkwasser muss dabei stets Vorrang vor konkurrierenden Nutzungen haben.  

 

›  Den verfassungsrechtlich verankerten Vorrang der öffentlichen Wasserversorgung vor 

konkurrierenden Nutzungen konsequent anwenden und landesgesetzlich verankern  

› Beschleunigung und Vereinfachung von Planungs-, Genehmigungs- und Förderverfahren  

 

 

Landeswasserabgabe zielgerichtet und gerecht einsetzen 

Die Landeswasserabgabe ist ein zentrales Finanzierungsinstrument für wasserwirtschaftliche 

Maßnahmen. Derzeit besteht jedoch ein erhebliches Missverhältnis zwischen den Einnahmen aus der 

Abgabe und den Mitteln, die tatsächlich dem Grund- und Trinkwasserschutz zugutekommen. In 

Schleswig-Holstein entrichten die Wasserversorgungsunternehmen jährlich rund 31 Mio. Euro 

Landeswasserabgabe. Davon werden derzeit lediglich rund 0,8 Mio. Euro (ca. 2,6 %) für Maßnahmen 

des vorsorgenden Grundwasserschutzes eingesetzt. Dies wird der Funktion der Landeswasserabgabe 

als Finanzierungsinstrument für den Schutz der Wasserressourcen nicht gerecht. Eine konsequentere 

Zweckbindung stärkt den vorsorgenden Gewässer- und Trinkwasserschutz, erhöht die Transparenz des 

Mitteleinsatzes und ermöglicht wirksame Maßnahmen dort, wo sie den größten Nutzen für den Schutz 

der Wasserressourcen entfalten. 
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› Zurück zur vollständigen Zweckbindung der Einnahmen aus der Landeswasserabgabe für 

wasserwirtschaftliche Aufgaben 

› Verbindlich, klar und eng begrenzte Zweckbindung von mindestens der Hälfte der Einnahmen für 

konkrete Maßnahmen des vorsorgenden Grund- und Trinkwasserschutzes  

› Mindestens 25 % der Einnahmen direkt und ohne vorherige Vereinnahmung durch den 

Landeshaushalt den örtlich betroffenen Wasserversorgungsunternehmen zuweisen (bspw. zur 

Finanzierung regionaler Kooperationsmodelle mit der Landwirtschaft, Ausbau von Messpunkten, 

Bau von Notbrunnen, Wasserwerksplanung, Brunnenbeantragung, Ausgleichsmaßnahmen, 

themenbezogene Weiterbildung der Bevölkerung und Grundwassermodellierung) 

› Angleichung der Höhe der Landeswasserabgabe für Unternehmen auf den gleichen Betrag, den 

Privathaushalte zahlen 

 

 

Umgang mit Stoffeinträgen und Wasserqualität 

Die Belastung der Gewässer durch Nitrat, Pflanzenschutzmittel, Arzneimittelrückstände und PFAS 

nimmt zu und gefährdet die langfristige Sicherung der Trinkwasserversorgung. Einträge in das 

Grundwasser wirken über Jahrzehnte fort und lassen sich nur mit erheblichem technischem und 

finanziellem Aufwand beseitigen. Ein wirksamer vorsorgender Grundwasserschutz ist deshalb deutlich 

effizienter und kostengünstiger als eine nachgelagerte Aufbereitung. Pflanzenschutzmittelrückstände, 

deren Metaboliten und PFAS werden von den schleswig-holsteinischen Wasserversorgern bereits an 

vielen flacheren Messstellen, zunehmend und mit steigender Tendenz aber auch in den Förderbrunnen 

gefunden. Die Stärkung eines konsequenteren vorsorgenden Grundwasserschutzes vom Land ist 

dementsprechend dringend geboten. 

 

› Konsequente Umsetzung der EU-Nitratrichtlinie in Schleswig-Holstein 

› Verursachergerechte Finanzierung von Aufbereitungskosten (z.B. bei PFAS)  

› Transparenz über Eintragspfade und Ausbau von Monitoring-Systemen  

› Deutliche und zeitnahe Stärkung des vorsorgenden Schutzes vor Stoffeinträgen in Wasserschutz- 

und Trinkwassergewinnungsgebieten 

› Konsequente Ausgestaltung des Verbots PFAS-haltiger Pflanzenschutzmittel in Wasserschutz- und 

Trinkwassergewinnungsgebieten 

 

 

Schutz der Wasserressourcen in der Fläche stärken 

Unbelastete Wasserressourcen sind eine zentrale Grundlage für die wirtschaftliche Entwicklung 

Schleswig-Holsteins. Gleichzeitig stehen Flächen für Wasserschutz zunehmend in Konkurrenz zu 

anderen Nutzungen (bspw. Landwirtschaft, Energie, Siedlung). 

 

› Stärkere Berücksichtigung des Gewässerschutzes in der Landes- und Regionalplanung  

› Sicherung und Ausweitung von Wasserschutzgebieten und Vorrangflächen für 

Trinkwassergewinnung  

› Vorrang des Gewässerschutzes bei Flächennutzungskonflikten  

› Regulierung der Wasserentnahme für die Landwirtschaft und wasserintensive Industrien 
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Abwasserbehandlung zukunftsfähig gestalten 

Die novellierte EU-Kommunalabwasserrichtlinie setzt höhere Anforderungen an die 

Abwasserbehandlung, insbesondere durch die Einführung einer vierten Reinigungsstufe zur Entfernung 

von Spurenstoffen. 

 

› Konsequente eins-zu-eins-Umsetzung der EU-Vorgaben in bundesweites nationales Recht  

› Einführung eines Fondsmodells zur Finanzierung der vierten Reinigungsstufe  

› Wissenschaftlich fundierte Vorgaben, z. B. Anwendung risikobasierter Priorisierung beim Ausbau 

von Kläranlagen  

› Zeitnahe Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen für Wasserwiederverwendung (Water Re-Use) 

 

 

Investitionen und langfristige Strategie für Schleswig-Holstein 

Die wasserwirtschaftliche Infrastruktur in Schleswig-Holstein steht vor erheblichen 

Investitionsbedarfen; sowohl für den Erhalt als auch die Anpassung an den Klimawandel sowie zum 

Begegnen der erhöhten Anforderungen an Qualität, Umweltstandards und Resilienz.  

 

› Deutliche Aufstockung der Fördermittel für Infrastrukturmodernisierung, Digitalisierung und 

Klimaanpassungsmaßnahmen  

› Finanzierungshilfen bspw. durch Fördermittel oder zinsfreie/günstige Kredite zum Erhalt einer 

zuverlässigen Trinkwasserversorgung sind dringend notwendig 

 

 

Ein Wasserversorgungskonzept für Schleswig-Holstein 

15 Bundesländer haben bereits ein Wasserversorgungskonzept vorgelegt oder befinden sich in der 

Erarbeitung. Schleswig-Holstein verfügt bislang weder über ein entsprechendes Konzept noch über 

konkrete Planungen zu dessen Erstellung. Für die kommende Legislaturperiode sollte daher ein 

landesweites Wasserversorgungskonzept erarbeitet werden. 

 

› Erarbeitung eines landesweiten Wasserversorgungskonzepts als strategischer Rahmen für eine 

langfristig sichere Trinkwasserversorgung und als Orientierung für die kommunale Planung 

› Ermittlung aktueller und zukünftiger Handlungsbedarfe sowie Entwicklung geeigneter Maßnahmen 

zur Sicherung der Trinkwasserversorgung 
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Zuständigkeit für Trinkwasser- und Abwasserthemen klar und langfristig zuordnen 

Die öffentliche Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung erfordern eine kohärente politische 

Steuerung. In Schleswig-Holstein fehlen bislang durchgängige Zuständigkeiten für die gesamte 

wasserwirtschaftliche Infrastruktur – von der Trinkwassergewinnung über die Verteilnetze bis zur 

Abwasserentsorgung und dem Schutz Kritischer Infrastrukturen. Für die kommende Legislaturperiode 

und darüber hinaus bedarf es einer klaren und dauerhaft verankerten Zuständigkeitsstruktur. 

 

› Festlegung klarer ministerielle Zuständigkeiten für die gesamte Wasserwirtschaft 

› Langfristige und ressortübergreifende Absicherung dieser Zuständigkeiten  

› Benennung verbindlicher Ansprechpersonen und Zuständigkeiten für Krisen- und Vorsorgefälle 

 

 
Umsetzung der KRITIS-Regelungen 

Die Anschläge auf das Berliner Stromnetz Anfang 2026 haben deutlich gemacht, wie wichtig der Schutz 

kritischer Infrastrukturen (KRITIS) insgesamt und die Resilienz der Trinkwasserversorgung ist. Als 

Betreiber kritischer Infrastrukturen benötigen wir klare und praxistaugliche Rahmenbedingungen, um 

Schutz und Widerstandsfähigkeit weiter zu stärken. 

 

› Keine Verschärfung von bundesgesetzlichen Vorgaben durch Landesrecht 

› Unterstützung bei der Umsetzung von Anforderungen an kritische Infrastrukturen sowie der NIS-2-

Richtlinie durch klare praktikable Vorgaben und geeignete Förderinstrumente 

› Einbezug der Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungsunternehmen als elementarer Kern der 

Daseinsvorsorge in allen politischen Diskussionen zu KRITIS 

 

 

Klimaneutrale Technologien im Einklang mit Wasserschutz 

Die Transformation hin zu einer klimaneutralen Wirtschaft darf die langfristige Trinkwasserversorgung 

nicht gefährden. Insbesondere Geothermie, Wasserstoffprojekte und CO₂-Speicherung bergen Risiken 

für Grundwasserressourcen. 

 

› Uneingeschränkte Sicherstellung des verfassungsrechtlich verankerten Vorrangs der öffentlichen 

Wasserversorgung bei allen Planungs- und Genehmigungsverfahren 

› Ausschluss von Fracking und der unterirdischen CO₂-Speicherung an Land  

› Strenge Auflagen für Geothermie in Wasserschutzgebieten  
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Ihre Ansprechpersonen

 

Merle Fock, LL.M. (Maastricht) 

Fachbereichsleiterin Wasser und Abwasser 

Telefon: 040 284114-70 

fock@bdew-norddeutschland.de  

 

Alina Hagel, M.Sc.    

Fachbereichsleiterin Energie- und 

Wasserpolitik  

Telefon: 040 284114-80 

hagel@bdew-norddeutschland.de  
 

Maureen Ramme, M.A. 

Fachbereichsleiterin Wasser und Abwasser 

Telefon: 040 284114-90 
ramme@bdew-norddeutschland.de 
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